
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Brandner, Thomas Seitz, 
Tobias Matthias Peterka und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/6298 –

Strafanzeigen gegen aktuelle und ehemalige Mitglieder der Bundesregierung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Aus der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestags-
drucksache 19/20096 ergibt sich, dass gegen die ehemalige Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel beim Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
(GBA) im Jahr 2015 allein 248 Anzeigen eingegangen waren. Insgesamt seien 
407 Anzeigen registriert worden (ebd.). Ermittlungsverfahren seien nicht ein-
geleitet worden, denn es hätten keine zureichenden tatsächlichen Anhalts-
punkte für eine verfolgbare Straftat vorgelegen (ebd.). Gegen den ehemaligen 
Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat, Horst Seehofer, seien seit 
dem 1. Januar 2015 bis 2020 fünf Strafanzeigen eingegangen. Ermittlungsver-
fahren seien auch hier nicht eingeleitet worden (ebd.). Fraglich ist in den Au-
gen der Fragesteller, wie viele Strafanzeigen gegen andere Mitglieder der 
Bundesregierung gestellt wurden.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Nach § 158 Absatz 1 Satz 1 der Strafprozessordnung kann die Anzeige einer 
Straftat bei der Staatsanwaltschaft, den Behörden und Beamten des Polizei-
dienstes und den Amtsgerichten mündlich oder schriftlich angebracht werden. 
Zu Strafanzeigen, die bei Landesstaatsanwaltschaften, Landespolizeibehörden 
und Amtsgerichten eingegangen sind, kann die Bundesregierung mangels Er-
kenntnissen und angesichts der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung keine 
Auskunft geben. Als Mitglieder der Bundesregierung im Sinne der Fragestel-
lung werden dabei die Personen verstanden, die am 1. Januar 2012 oder später 
der Bundesregierung angehörten.
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1. Wie viele Strafanzeigen wurden seit dem 1. Januar 2012 gegen ehemalige 
und aktuelle Mitglieder der Bundesregierung gestellt (bitte nach Straftat-
beständen und Jahren sowie Mitgliedern der Bundesregierung auflisten)?

Seit dem 1. Januar 2012 gingen beim Generalbundesanwalt beim Bundesge-
richtshof (GBA) folgende Strafanzeigen im Sinne der Fragestellung ein (Stich-
tag: 5. April 2023):

Gegen die Bundesministerin des Auswärtigen Annalena Baerbock:
2022: Sechs Anzeigen, davon vier wegen Hochverrats (§ 81 des Strafgesetz-

buches (StGB)), eine wegen Meineids (§ 154 StGB), eine ohne Benen-
nung gesetzlicher Strafvorschriften.

2023: 14 Anzeigen, davon zwei wegen Hoch- und Landesverrats 
(§§ 81, 82, 94 StGB), sieben wegen Straftaten nach dem Völkerstraf-
gesetzbuch (VStGB), eine wegen Meineids (§ 154 StGB), eine wegen 
Verstößen gegen das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen 
(KrWaffKontrG), drei ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen den Bundesminister der Justiz Dr. Marco Buschmann:
2022: Eine Anzeige wegen fahrlässiger schwerer Körperverletzung 

(§ 226 StGB).

Gegen den ehemaligen Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Alexander Dobrindt:
2021: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen den ehemaligen Bundesminister des Innern und ehemaligen 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft Dr. Hans-Peter Friedrich:
2013: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2014: Zwei Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2015: Eine Anzeige wegen Begünstigung (§ 257 StGB).

Gegen den ehemaligen Bundesminister des Auswärtigen Sigmar Gabriel:
2017: Eine Anzeige wegen Straftaten nach dem VStGB.
2022: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Landesverrats (§ 94 StGB), eine 

wegen Beihilfe zu Straftaten nach dem VStGB.

Gegen die ehemalige Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend Franziska Giffey:
2012: Eine Anzeige wegen Hochverrats (§ 82 StGB).
2021: Zwei Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen den Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Dr. Robert Habeck:
2022: Drei Anzeigen, davon eine wegen Beihilfe zu Straftaten nach dem 

VStGB und unterlassener Hilfeleistung (§ 323c StGB), zwei ohne Be-
nennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2023: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Verstößen gegen das KrWaff-
KontrG, eine ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
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Gegen die ehemalige Bundesministerin der Verteidigung Annegret Kramp-
Karrenbauer:
2020: Drei Anzeigen, davon eine wegen verfassungsfeindlicher Einwirkung 

auf Bundeswehr und öffentliche Sicherheitsorgane (§ 89 StGB), zwei 
ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen die ehemalige Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, 
ehemalige Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und 
ehemalige Bundesministerin der Verteidigung Christine Lambrecht:
2021: Eine Anzeige wegen Straftaten nach dem VStGB.
2023: Eine Anzeige wegen Offenbarens von Staatsgeheimnissen 

(§ 95 StGB).

Gegen den Bundesminister für Gesundheit Dr. Karl Lauterbach:
2021: Vier Anzeigen, davon eine wegen Nötigung, Erpressung, übler Nachre-

de und Verleumdung (§§ 240, 253, 186, 187 StGB), zwei wegen Mor-
des (§ 211 StGB), eine ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2022: Fünf Anzeigen, davon zwei wegen Amtsanmaßung (§ 132 StGB), zwei 
wegen Volksverhetzung (§ 130 StGB), eine ohne Benennung gesetzli-
cher Strafvorschriften.

2023: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen die ehemalige Bundesministerin der Justiz Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger:
2012: Zwei Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2013: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2014: Drei Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2016: Eine Anzeige wegen Amtsanmaßung (§ 132 StGB).

Gegen den Bundesminister der Finanzen Christian Lindner:
2020: Zwei Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2022: Zwei Anzeigen, davon eine wegen fahrlässiger schwerer Körperverlet-

zung (§ 226 StGB), eine wegen Beihilfe zu Straftaten nach dem 
VStGB.

Gegen den ehemaligen Bundesminister des Auswärtigen und ehemaligen 
Bundesminister der Justiz und für Verbraucherschutz Heiko Maas:
2020: Zwei Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2021: Zwei Anzeigen, davon eine wegen unterlassener Hilfeleistung 

(§ 323c StGB), eine wegen Rechtsbeugung (§ 339 StGB).

Gegen den ehemaligen Bundesminister der Verteidigung und ehemaligen 
Bundesminister des Innern Dr. Thomas de Maizière:
2012: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2015: Eine Anzeige wegen Verdachts der Rechtsbeugung (§ 339 StGB).
2016: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2017: Sieben Anzeigen, davon eine wegen Rechtsbeugung (§ 339 StGB), 

zwei wegen unterlassener Hilfeleistung (§ 323c StGB), zwei wegen 
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Verdachts auf Unterstützung einer ausländischen terroristischen Verei-
nigung in Tateinheit mit Beihilfe zum Mord (§§ 129a, 129b, 211, 27, 
52 StGB), zwei ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2018: Drei Anzeigen, davon eine wegen des Verdachts der Strafvereitelung 
im Amt (§ 258a StGB), eine wegen Untreue (§ 266 StGB), eine ohne 
Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen die ehemalige Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel:
2012: Sechs Anzeigen, davon drei wegen Hochverrats (§ 81 StGB), eine da-

von auch wegen Untreue (§ 266 StGB), drei ohne Benennung gesetzli-
cher Strafvorschriften.

2013: 16 Anzeigen, davon eine wegen Vorbereitung eines Angriffskriegs 
(§ 80 StGB in der Fassung vom 13. November 1998), vier wegen Lan-
desverrats (§ 94 StGB), eine wegen geheimdienstlicher Agententätig-
keit (§ 99 StGB), eine wegen Untreue (§ 266 StGB), zwei wegen Straf-
taten nach dem VStGB, sieben ohne Benennung gesetzlicher Strafvor-
schriften.

2014: 27 Anzeigen, davon eine wegen Aufstacheln zum Angriffskrieg 
(§ 80a StGB in der Fassung vom 13. November 1998), sieben wegen 
Landesverrats (§ 94 StGB), eine wegen geheimdienstlicher Agenten-
tätigkeit (§ 99 StGB), eine wegen Bildung einer kriminellen Vereini-
gung (§ 129 StGB), eine wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung (§ 129a StGB), eine wegen Unterstützung einer terroristi-
schen Vereinigung im Ausland (§§ 129a, 129b StGB), eine wegen Be-
trugs (§ 263 StGB), vier wegen Straftaten nach dem VStGB, 10 ohne 
Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2015 bis Mai 2020:
     Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen 

Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/20096 
verwiesen.

Ab Juni 2020:
121 Anzeigen, davon eine wegen Hochverrats (§ 81 StGB), zwei we-
gen Landesverrats (§ 94 StGB), 115 wegen Straftaten nach dem 
VStGB, drei ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2021: 87 Anzeigen, davon zwei wegen Hochverrats (§ 81 StGB), eine wegen 
Bildung einer kriminellen Vereinigung (§ 129 StGB), eine wegen Mit-
gliedschaft in einer terroristischen Vereinigung (§ 129a StGB), eine 
wegen Volksverhetzung (§ 130 StGB), eine wegen Meineids (§ 154 
StGB), eine wegen Freiheitsberaubung (§ 239 StGB), eine wegen Tot-
schlags (§ 212 StGB), eine wegen gefährlicher Körperverletzung durch 
Unterlassen (§§ 224, 13 StGB), zwei wegen Begünstigung (§ 257 
StGB), 63 wegen Straftaten nach dem VStGB, 13 ohne Benennung ge-
setzlicher Strafvorschriften.

2022: Zehn Anzeigen, davon eine wegen Hochverrats (§ 81 StGB), eine we-
gen Volksverhetzung (§ 130 StGB), eine wegen Strafvereitelung im 
Amt (§ 258a StGB), zwei wegen unterlassener Hilfeleistung 
(§ 323c StGB), drei wegen Straftaten nach dem VStGB, zwei ohne Be-
nennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen den Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft Cem Özdemir:
2012: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
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Gegen den Bundesminister der Verteidigung Boris Pistorius:
2023: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen den ehemaligen Bundesminister für besondere Aufgaben/Chef des 
Bundeskanzleramtes Ronald Pofalla:
2013: Zwei Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen den ehemaligen Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Dr. Peter Ramsauer:
2013: 29 Anzeigen, davon sieben wegen Hochverrats (§ 81 StGB), 22 ohne 

Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2014: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2015: Fünf Anzeigen, davon drei wegen Hochverrats (§ 81 StGB), zwei ohne 

Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2016: Vier Anzeigen ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen den ehemaligen Bundesminister der Finanzen Dr. Wolfgang Schäuble:
2012: Fünf Anzeigen, davon drei wegen Hochverrats (§ 81 StGB), eine we-

gen Verdachts der Nötigung von Verfassungsorganen (§ 105 StGB), 
eine ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2013: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Verdachts der Untreue 
(§ 266 StGB), eine ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2015: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Diebstahls (§ 242 StGB) und Ver-
leumdung (§ 187 StGB), eine ohne Benennung gesetzlicher Strafvor-
schriften.

2016: Zwei Anzeigen, davon eine wegen übler Nachrede (§ 186 StGB), eine 
ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2017: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2021: Eine Anzeige wegen Hochverrats (§ 81 StGB).

Gegen den Bundeskanzler und ehemaligen Bundesminister der Finanzen Olaf 
Scholz:
2021: 18 Anzeigen, davon eine wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen 

Vereinigung (§ 129a StGB), eine wegen Volksverhetzung (§ 130 
StGB), 15 wegen Mordes (§ 211 StGB), eine wegen Verdachts des ge-
meinschaftlichen Betrugs (§§ 263, 25 StGB).

2022: 31 Anzeigen, davon eine wegen Verdachts des Landesverrats 
(§ 94 StGB), gemeinschaftlichen Betrugs (§§ 263, 25 StGB) und Bei-
hilfe zum gewerbs- und bandenmäßigen Betrug (§§ 263, 27 StGB), 
eine wegen Meineids (§ 154 StGB), drei wegen Mordes (§ 211 StGB), 
eine wegen unterlassener Hilfeleistung (§ 323c StGB), 18 wegen Straf-
taten nach dem VStGB, davon eine auch wegen unterlassener Hilfe-
leistung (§ 323c StGB) und eine auch wegen Terrorismusfinanzierung 
(§ 89c StGB), sieben ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

2023: Sechs Anzeigen, davon drei wegen Hochverrats (§ 81 StGB), zwei we-
gen Straftaten nach dem VStGB, eine ohne Benennung gesetzlicher 
Strafvorschriften.
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Gegen die ehemalige Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend Manuela Schwesig:
2022: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Verdachts des Landesverrats 

(§ 94 StGB), eine wegen Straftaten nach dem VStGB.

Gegen den ehemaligen Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat Horst 
Seehofer:
2013: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2014: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2015 bis Mai 2020:
     Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 der Kleinen 

Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/20096 
verwiesen.

Ab Juni 2020:
Eine Anzeige wegen unterlassener Hilfeleistung (§ 323c StGB).

2021: Eine Anzeige wegen unterlassener Hilfeleistung (§ 323c StGB).

Gegen den ehemaligen Bundesminister für Gesundheit Jens Spahn:
2021: Fünf Anzeigen, davon eine wegen Rechtsbeugung (§ 339 StGB) und 

Körperverletzung (§ 223 StGB), vier ohne Benennung gesetzlicher 
Strafvorschriften.

Gegen die ehemalige Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend Anne Spiegel:
2022: Eine Anzeige wegen fahrlässiger Tötung (§ 222 StGB).

Gegen den ehemaligen Bundesminister des Auswärtigen Frank-Walter 
Steinmeier:
2014: Eine Anzeige wegen Straftaten nach dem VStGB.
2017: Eine Anzeige wegen Straftaten nach dem VStGB.
2021: Eine Anzeige wegen Versuchs der Freiheitsberaubung 

(§§ 239, 22, 23 StGB) und Nötigung (§§ 240, 22, 23 StGB).
2022: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Straftaten nach dem VStGB, eine 

ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.

Gegen die ehemalige Bundesministerin für Arbeit und Soziales und ehemalige 
Bundesministerin der Verteidigung Dr. Ursula von der Leyen:
2012: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2014: Vier Anzeigen, davon zwei wegen Aufstachelns zum Angriffskrieg 

(§ 80a StGB in der Fassung vom 13. November 1998), eine wegen un-
terlassener Hilfeleistung (§ 323c StGB), eine wegen Straftaten nach 
dem VStGB.

2015: Sieben Anzeigen, davon eine wegen Vorbereitung eines Angriffskriegs 
(§ 80 StGB in der Fassung vom 13. November 1998), drei wegen 
Straftaten nach dem VStGB, drei ohne Benennung gesetzlicher Straf-
vorschriften.

2016: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Straftaten nach dem VStGB, eine 
ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
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2017: Vier Anzeigen wegen Straftaten nach dem VStGB.
2018: Vier Anzeigen, davon eine wegen Hochverrats (§ 81 StGB), eine we-

gen Landesverrats (§ 94 StGB), zwei ohne Benennung gesetzlicher 
Strafvorschriften.

2019: Vier Anzeigen, davon eine wegen Meineids (§ 154 StGB), eine wegen 
Untreue (§ 266 StGB), zwei ohne Benennung gesetzlicher Strafvor-
schriften.

2020: Eine Anzeige wegen verfassungsfeindlicher Einwirkung auf Bundes-
wehr und öffentliche Sicherheitsorgane (§ 89 StGB).

2021: Eine Anzeige wegen Straftaten nach dem VStGB.

Gegen den ehemaligen Bundesminister des Auswärtigen Dr. Guido 
Westerwelle:
2013: Drei Anzeigen, davon eine wegen Volksverhetzung (§ 130 StGB), zwei 

ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2014: Zwei Anzeigen, davon eine wegen Straftaten nach dem VStGB, eine 

ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2017: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
2018: Eine Anzeige ohne Benennung gesetzlicher Strafvorschriften.
Zu entsprechenden Strafanzeigen bei der Bundespolizei kann keine Auskunft 
erteilt werden, da dort Daten im Sinne der Fragestellung nicht erhoben werden.
Auch für das Bundeskriminalamt kann keine Beantwortung erfolgen. Insoweit 
wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/20096 verwiesen.

2. In wie vielen Fällen wurde jeweils ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, 
und welchen Ausgang hatten diese jeweils?

Durch den GBA wurden keine Ermittlungsverfahren eingeleitet, weil jeweils 
keine zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte für eine verfolgbare Straftat 
vorlagen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 7 – Drucksache 20/6476



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


